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TOP 4: Verzicht der Fortschreibung der Richtwerte für die Berücksichtigung 

des Verwaltungsaufwands bei der Festsetzung der nach dem 

Landesgebührengesetz zu erhebenden Verwaltungs- und 

Benutzungsgebühren auf den 01. Januar 2020 und Billigung der auf 

den 01. Januar 2021 anhand harmonisierter Berechnungsgrundlagen 

ermittelten Richtwerte 

- Ministerium der Finanzen - 

 

Beschluss: 

1. Der Ministerrat beschließt die Fortschreibung der Richtwerte auf den 01. Januar 

2020 auszusetzen und billigt die anhand harmonisierter Berechnungsgrundlagen 

für die Richtwerte und die Personalkostenverrechnungssätze erarbeiteten 

Richtwerte für den 01. Januar 2021. 

2. Das Ministerium der Finanzen wird beauftragt, die Anhörung der Kommunalen 

Spitzenverbände zu dem Entwurf des Rundschreibens für die Berücksichtigung 

des Verwaltungsaufwands bei der Festsetzung der nach dem 

Landesgebührengesetz zu erhebenden Verwaltungs- und Benutzungsgebühren 

durchzuführen. 

 

Erläuterungen: 

Die Richtwerte für die Berücksichtigung des Verwaltungsaufwands bei der 

Festsetzung der nach dem Landesgebührengesetz zu erhebenden Verwaltungs- und 

Benutzungsgebühren (kurz: Richtwerte) werden in Rheinland-Pfalz bislang anhand 

der „Rahmengrundsätze für die Gebührenbemessung nach dem Zeitaufwand im 

staatlichen Bereich“ ermittelt, die von den Kostenrechtsreferentinnen und -referenten 

des Bundes und der Länder im Jahr 1998 erarbeitet worden sind. Außerdem ermittelt 

das Landesamt für Finanzen jährlich nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen auf 

Basis von Bezüge- und Haushaltsdaten die Personalkostenverrechnungssätze des 

Landes (PKVS) und veröffentlicht diese auf seiner Homepage. Zukünftig sollen die 

Richtwerte und die PKVS nach einheitlichen Berechnungsgrundlagen und -methoden 

ermittelt werden. Die Aussetzung der Fortschreibung der Richtwerte auf den 
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01. Januar 2020 dient dem gleitenden Übergang bei der Vereinheitlichung der 

Richtwerteermittlung. 


